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Einleitung 

Im europäischen Einigungsprozeß wird seit der Inangriffnahme des Pro-
jekts der Errichtung und Vollendung des Binnenmarktes auch der sozialen 
Dimension des Binnenmarktes - und damit der Gemeinschaftstätigkeit im so-
zialen Bereich - verstärkte Aufmerksamkeit zuteil. Das "soziale Europa" , der 
"europäische Sozialraum" und die "Europäische Sozialunion" sind in den 
letzten Jahren ebenso ins Gespräch gekommen wie ein angenommenes "sozia-
les Deftzit" Europas. Nachdem die Staats- und Regierungschefs von elf Mit-
gliedstaaten im Jahre 1989 die "Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte 
der Arbeitnehmer" angenommen haben, worüber die Tagespresse ausführlich 
berichtet hat, ist das Bestreben der Gemeinschaft, neben der Vertiefung der 
Integration im wirtschaftlichen Bereich eine verstärkte Integration im sozialen 
Bereich zu erreichen, einer breiten Öffentlichkeit bewußt geworden. Hinge-
gen ist nicht in diesem Maße von der Öffentlichkeit bemerkt worden, daß 
kurz vor Unterzeichnung des Vertrages über die Europäische Union das ge-
samte Vertragswerk zu scheitern drohte: Grund hierfür waren nicht etwa um-
strittene Fragen der Wirtschafts- und Währungsunion oder der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik, sondern die tiefgreifenden Kontroversen zwi-
schen elf Mitgliedstaaten und dem Vereinigten Königreich Großbritannien 
und Nordirland über das weitere Vorgehen der Gemeinschaft im sozialen Be-
reich. Schon daran zeigt sich die Brisanz der Errichtung eines "sozialen Euro-
pas" . 

Was jedoch ist unter dem sozialen Bereich zu verstehen? Worin liegt die 
"soziale Dimension" der Gemeinschaft, die der Rat als eines seiner "Hauptan-
liegen"1 bezeichnet und von der die Kommission annimmt, sie sei "seit den 
Anfängen der Gemeinschaft zu einem wesentlichen Bestandteil des Integra-
tionsprozesses geworden"?2 In welcher Weise wird die Gemeinschaft, die 

1 Vgl. dazu die Antwort des Rates vom 22.12.1993 auf die schriftliche Anfrage E-2613/93, 
ABI. C 32/55 (1994). 

2 KOM (93) 551 vom 17.11.1993,14. 
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doch noch immer als eine primär mit wirtschaftlichen Fragen befaßte Gemein-
schaft verstanden wird,3 im sozialen Bereich tätig, und wie kann es dazu 
kommen, daß ein einzelner Mitgliedstaat sich einem gemeinschaftlichen Tä-
tigwerden im diesem Politikbereich derart vehement widersetzt? 

Eine genaue Darstellung dessen, was den sozialen Bereich in einem Ge-
meinwesen - und damit auch in der Gemeinschaft - ausmacht, ist angesichts 
des schillernden und weiten Begriffs "sozial" kaum zu leisten. Um der Gefahr 
zu begegnen, mittels eines - notwendigerweise dem eigenen nationalen Recht 
verhafteten - bestimmten Verständnisses des Begriffs "sozial" eine Begriffs-
bildung vorzunehmen, die auf Gemeinschaftsebene unter Umständen untaug-
lich wäre, da sie Sachverhalte ausgrenzen würde, die die Gemeinschaft erfas-
sen will, wird im folgenden unter dem sozialen Bereich dasjenige Tätigwer-
den der Gemeinschaft verstanden, das die Gemeinschaft selbst als ein solches 
beschreibt. Dabei ist festzustellen, daß die Gemeinschaft den sozialen Bereich 
im Gegensatz zu rein wirtschaftlichen Maßnahmen sieht, d.h. der soziale Be-
reich umfaßt nach dem Gemeinschaftsverständnis alle diejenigen Maßnahmen, 
die den einzelnen nicht zuerst und vorwiegend als Wirtschaftsfaktor begrei-
fen, sondern ihn in seiner " sozial rechtlichen " Stellung sehen. Insoweit besteht 
ein enger Bezug zu dem seit einigen Jahren diskutierten Begriff des "Europas 
der Bürger", 4 der aber über den sozialen Bereich noch hinausgeht, indem er 
auch politische Aspekte - zu nennen ist insbesondere das WahlrechtS - be-
rücksichtigt. 

Die besonderen Schwierigkeiten, auf die ein gemeinschaftliches Vorgehen 
im sozialen Bereich trifft, liegen darin begründet, daß Maßnahmen im sozia-
len Bereich als "Innenpolitik" verstanden werden, so daß jede Einwirkung 
von außen besonders kritisch aufgenommen wird. Zudem treffen gemein-
schaftliche Maßnahmen im sozialen Bereich auf ganz unterschiedliche - hi-
storisch gewachsene und teilweise hart erkämpfte - Sozialsysteme, die den 
von ihnen erfaßten Personen vertraut sind. Je nach nationalem Verständnis 

3 Vgl. Bieback, Deutsche Rentenversicherung 1/94,22. 
4 Vgl. dazu Magiera, Emergence. 
S Vgl. dazu insbesondere die RL 93/109/EG des Rates vom 6.12.1993 über die Einzelheiten 

der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts bei den Wahlen zum EP für Unionsbürger 
mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen, ABI. L 
329/34. 
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und nationaler Denktradition richten sich daher sehr unterschiedliche Er-
wartungen an ein hoheitliches Tätigwerden im sozialen Bereich. 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, das gemeinschaftliche Tätigwerden im 
sozialen Bereich zu erfassen und rechtlich zu würdigen. Schwerpunkte dieser 
Untersuchung liegen auf Gebieten, die in jüngster Zeit auf gemeinschaftlicher 
und mitgliedstaatlicher Ebene wie auch im Schrifttum besonders intensiv er-
örtert worden sind. Dies sind u.a. die Gebiete Arbeitsschutzrecht und Arbeits-
recht sowie der Transfer von Leistungen der sozialen Sicherheit von einem 
Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat. Einen weiteren Schwerpunkt der 
Untersuchung bilden grundsätzliche Fragen von Kompetenzzuweisungen an 
die Gemeinschaft im sozialen Bereich. 

Die Arbeit gliedert sich in drei Teile. Der erste Teil stellt die ge-
meinschaftliche Praxis im sozialen Bereich dar. Hierzu wird zunächst die Be-
deutung des sozialen Bereichs für die Gemeinschaft vor Inkrafttreten des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft untersucht. Dies ge-
schieht in drei Zeitabschnitten: (1.) vom Zeitpunkt der Gründung der Ge-
meinschaft bis zur ersten Erweiterung der Gemeinschaft, (2.) vom Zeitpunkt 
der ersten Erweiterung bis zum Inkrafttreten der EEA und (3.) vom Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der EEA bis in die Gegenwart. Besonderer Wert wird dar-
auf gelegt, die gegensätzlichen Standpunkte einzelner Gemeinschaftsorgane zu 
einem Tätigwerden der Gemeinschaft im sozialen Bereich deutlich voneinan-
der abzugrenzen. Im Anschluß daran wird die Bedeutung des sozialen Be-
reichs für die Gemeinschaft nach Inkrafttreten des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft behandelt. Schließlich wird das Tätigwerden 
der Gemeinschaft im sozialen Bereich im einzelnen beschrieben, um so eine 
umfassende Darstellung des gemeinschaftlichen Tätigwerdens im sozialen Be-
reich aufzuzeigen, die - soweit ersichtlich - bisher im Schrifttum nicht in die-
ser Form vorliegt. In Kapitel A. des ersten Teils erfolgt eine Beschränkung 
auf die von der Gemeinschaft vorgelegten Dokumente, das Schrifttum wird 
nur vereinzelt ergänzend herangezogen; in Kapitel B. des ersten Teils hinge-
gen wird angesichts der Aktualität der Materie das Schrifttum ergänzend 
herangezogen. 

Ziel des zweiten Teils der Arbeit ist es, eine rechtliche Bewertung einzelner 
gemeinschaftlicher Maßnahmen im sozialen Bereich vorzunehmen. Dabei 
wurden solche Maßnahmen ausgewählt, die in besonderem Maße geeignet 
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